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Sehr geehrter Herr Spandau,

den auf lhre Stratänzelge vom 18. Okrober 100-i gegen \\-oifeang Clement \\'eqen Yolksverhet-

zung u. a. bei der S6arsans'altschaft Detmold angelegen \-orsans habe ich zuständigkeishalber

übernommen. teile ich Ihnen indes mit- dass der r on Ihnen \ orgetrageale Sachr-erhalt keine Ver-

anlassung bietet. in strafrechtliche Erminlungen einzutreten.

Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine volksverherzung($ 130 des Strafgesetzbuches)

liegen nicht vor.

Für die insoweit allein in Betracht kommende Tatbestandsalternative des $ 130 Abs. I Nr. 2 des

Strafgesetzbuches f'ehlt es bereits an einem Angriff auf die Menschenwürde des von den Auße-

rungen der Beschuldigten betroffenen Personenkreises. Für die Beurteilung, ob ein Angriff auf

die Menschenwürde vorliegt, ist auf die gesamten Umstände in Form einer Gesamtschau abzu-

stellen (vgl. BGHST 40, 97,l0l; BGH NSIZ T984,310). Dabei ist zu berücksichtigen, dass in

dem Merkmal des Angriffs auf die Menschenwürde eine maßgebliche tatbestandliche Ein-

schränkung liegt, die sicherstellt, dass nur besonders massive Diskriminierungen trnd Diffamie-

nrngen als strafbar angesehen werden und $ 130 des Strafgesetzbuches nicht die Funktion eines

erweiterten Ehrenschutzes zukommt. Ein solcher Angriff liegt vor, wenn den angegriffenen Per-

sonen ihr ungeschmälertes Lebensrecht als gleichwertige Persönlichkeit in der staatlichen Ge-

meinschaft bestritten und sie als unwertige Wesen behandelt werden (KG NJW 2003,685ff' m'

w.N.; Tröndle/Fischer, StGB, 52. Aufl., $ 130 Rdn. 12 m. w. N.). Das ,,Menschentum" der 'dn-

gegriffenen muss bestritten, in Frage gestellt oder relativiert, der Betroffene im Kernbereich sei-

ner Persönlichkeit getroffen werden sollen (BGHSI 36,82,90)'
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Eine deranige Beu.ertung lassen die inkriminierten Außerungen des Beschuldigten nicht zu,

zumal bei der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung auch die äußeren Umstände - kontroverse

öffentliche Diskussion über die in den vergangenen Jahren in der Bundesrepublik Deutschland

bekannt gervordenen Missbrauchsfiille durch Empftinger von Sozialleistungen - zu berücksichti-

gen sind. Überdies ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dem Ge-

u icht des Grundrechts der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 des Grundgesetzes) schon auf der

Ebene der \usleguns \on Außerungen Rechnung zu tragen. also bei der Prüfung der Frage, ob

die'e ernen -\ngntT auf die \lenschensürde enthalten (r'gl. BVerfG NSIZ 2003, 655, 656:.

B\-ertü \StZ ltfOi. 16. l-: Tröndle Fischer a. a. O.. :{ 130 Rdn. 12 a m. \v. N.). Gerade in An-

gelegenheiren von öt}-entlichem lnteresse und im politischen \{einun-eskampf gilt eine Vermu-

tung zugunsten der Meinungsäußerungsfreiheit, welche nur dann eine Einschränkung erfährt,

wenn bei einer herabsetzenden Außerung nicht die Sache, sondern die Diffamierung einer Per-

son oder eines Personenkreises im Yordergrund steht (r '-el.  Tröndle Fischer a. a. O.. $ 193 Rdn.

1 
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rn. rr . \. t. Davon kann vorliegend -iedoch nicht ausgegangen s'erden.

Aus denselben Grunden ist auch der Tatbestand eines Ehn'erletzungsdelikts ($$ l85ff. des

Strafgesezbu,-'hes r n i.-ht erttl lt.

Das \-ert-ahren habe ich daher gemäß $$ 152 Abs. 2, 170 Abs. 2 der Strafprozessordnung einge-

stellt.

Auf die beiliegende Rechtsmittelbelehrung weise ich hin.

Ihre etwaigen zivilrechtlichen Ansprüche werden hierdurch nicht berührt.

Hochachtungsvoll

Heitmann

Staatsanwalt

Schneider
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